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A. Einleitung 

I. Problemstellung 

„Von den besonders ermächtigten Verordnungen sind für das Verwaltungsrecht 
am bedeutsamsten die Polizeiverordnungen, d. h. die Verordnungen, die typischer-
weise zum Gegenstande ihrer Regelung die Abwehr der dem einzelnen oder der 
Allgemeinheit drohenden Gefahren haben.“ So lautet die Einschätzung Walter  
Jellineks in seinem Lehrbuch zum Verwaltungsrecht aus dem Jahr 1931.1 Auch 
Gerhard Wacke hielt die Generalermächtigung zum Erlass von Polizeiverordnun-
gen in den frühen Jahren der Bundesrepublik für eine in allen Ländern anerkannte 
„Rechtseinrichtung von, wenn nicht Ewigkeitswert, doch von mehr als säkularem 
Wert.“2 Wer sich heute dem Themengebiet der Polizeiverordnung nähert, wird häu-
fig zwar noch immer auf ihre unentbehrliche Funktion in den Polizeigesetzen ver-
wiesen, jedoch wird der Polizeiverordnung gleichermaßen ein Bedeutungsverlust 
durch die Expansion des besonderen Polizei- und Ordnungsrechts attestiert.3 Diese 
eher verhaltene Einschätzung der Bedeutung von Polizeiverordnungen, die seit 
den 1970er Jahren zu erkennen ist,4 hat sich in jüngerer Zeit geändert. Nachdem 
Alkoholkonsumverbotsverordnungen und Glasflaschenverbotsverordnungen eine 
erhöhte mediale Aufmerksamkeit erfahren und mehrfach die Gerichte beschäftigt 
hatten,5 war zuweilen sogar von einer Renaissance der Polizeiverordnung die Rede.6 
Insoweit sind es vor allem bestimmte Inhalte von Polizeiverordnungen, die sie im-
mer wieder auf die Agenda juristischer Auseinandersetzungen und Abhandlungen 
bringen, während eine generelle Betrachtung dieser polizeilichen Handlungsform 
zumeist in den Hintergrund rückt.

Seit Beginn der Bundesrepublik wird das Polizeiverordnungsrecht als ein in 
allen Ländern gleichförmig etabliertes Instrument verstanden. An einem substan-
tiierten Nachweis eines einheitlichen länderübergreifenden Konzepts der Polizei-
verordnung fehlt es bislang, obwohl es sich bei ihr um einen „Gebrauchsklassiker“ 

	 1	Jellinek, Verwaltungsrecht (1931), S. 127.
	 2	Wacke, DÖV 1956, 456 (457).
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des Polizei- und Ordnungsrechts handelt.7 Allzu oft standen nur bestimmte Aus-
schnitte der Polizeiverordnung im Zentrum der Aufmerksamkeit, während es an 
einer Untersuchung in toto bisher fehlt.8 In Anbetracht dessen sollen im Rahmen 
dieser Untersuchung die Regelungen der Polizei- und Ordnungsgesetze der Länder 
ausgewertet werden, um das systematische Gesamtkonzept der Polizeiverordnung 
zu erschließen. Überschneidungen lassen sich möglicherweise auf länderüber-
greifende Vorgängerregelungen zurückführen, weshalb ein Blick auf die histori-
sche Entwicklung des Polizeiverordnungswesens ergiebig sein kann.9 Die Haupt-
schwierigkeit der Untersuchung liegt darin, trotz der Vielzahl an Länderregelungen 
und möglichen Unterschieden ein System zu entwickeln, das sich einerseits nicht 
zu sehr in einzelnen Details bestimmter Länderregelungen verliert, aber dennoch 
strukturelle Unterschiede hinreichend gewichtet. 

Während sich die Vielfalt der Länderregelungen vor allem in den formellen Vor-
aussetzungen, die es beim Erlass einer Polizeiverordnung zu beachten gilt, nieder-
schlägt, ist auf materieller Seite die abstrakte Gefahr als Determinante gemeinhin 
anerkannt.10 Gegenüber der Schärfe des Begriffs der konkreten Gefahr wirkt die 
abstrakte Gefahr bisher nur schemenhaft umrissen. Dies zeigt sich nicht zuletzt an 
der großzügigen Umgangsweise von erlassenden Behörden mit der Voraussetzung 
der abstrakten Gefahr, die häufig die Korrektur durch die Verwaltungsgerichte zur 
Folge hatte. Bekannte Beispiele aus jüngerer Zeit sind etwa Alkoholkonsum-11, 
Bettel- 12 und Glasflaschenverbote.13 Daher soll der Versuch unternommen werden, 
den Begriff der abstrakten Gefahr zu präzisieren und dessen spezifische Merkmale 
herauszustellen. Besondere Aufmerksamkeit verdient hierbei die Figur des Gefah-
renverdachts, die zwar für Einzelmaßnahmen umfassend diskutiert wurde,14 deren 
Kompatibilität mit der Handlungsform der Verordnung jedoch bisher nicht ana-
lysiert wurde. Insbesondere wurde in jüngerer Zeit auf Gefahrenverdachtslagen 
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in einigen Ländern mit neuen Ermächtigungsgrundlagen in den allgemeinen Poli-
zei- und Ordnungsgesetzen reagiert, deren Tauglichkeit bisher nicht abschließend 
bewertet wurde.

Sobald eine abstrakte Gefahr vorliegt, ist der Erlass einer Polizeiverordnung in 
das Ermessen der Verwaltung gestellt. Der Inhalt und die Grenzen dieses Verord-
nungsermessens lassen sich nur schwer bestimmen, da es sich auf den ersten Blick 
zwischen der Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers und dem Verwaltungsermessen 
einordnet. Neben den rechtsformabhängigen Besonderheiten des Ermessens mit 
Blick auf die Gestalt als Rechtsverordnung sind die bereichsspezifischen Beson-
derheiten des Gefahrenabwehrrechts beim Versuch einer näheren Bestimmung des 
Verordnungsermessens beachtlich.

Die Arbeit unternimmt den Versuch, die Entwicklung des Polizeiverordnungs-
rechts nachzuzeichnen, eine einheitliche Systematik des heutigen Polizeiverord-
nungsrechts herauszustellen, die Voraussetzung der abstrakten Gefahr stärker zu 
konturieren und die Gestaltungsmöglichkeiten des Verordnungsgebers beim Vorlie-
gen einer abstrakten Gefahr aufzuzeigen. Zuletzt werden aufbauend auf der Analyse 
Vorschläge unternommen, das bestehende Instrumentarium partiell zu ergänzen 
bzw. weiter zu konkretisieren. Diese Punkte bilden das Gerüst der Untersuchung, 
sodass sie von den folgenden Hauptfragen gekennzeichnet wird:

1.	Inwieweit lassen sich aus der historischen Entwicklung des Polizeiverordnungs-
rechts Rückschlüsse auf heutige länderübergreifende Regelungen gewinnen?

2.	Durch welche formellen Voraussetzungen wird der Erlass einer Polizeiverord-
nung bestimmt? Ist eine länderübergreifende Systematik zu erkennen?

3.	Ist die abstrakte Gefahr als zentrale Voraussetzung hinreichend festgelegt oder 
wird bisher der situative Unterschied der Normsetzung gegenüber einem Einzel-
akt nicht hinreichend gewichtet?

4.	Welchen weiteren rechtlichen Grenzen unterliegt der Verordnungsgeber, sobald 
eine abstrakte Gefahr vorliegt?

5.	Besteht Anlass aufgrund neuer Gefahrenpotentiale und der häufigen Korrekturen 
durch die verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung das Polizeiverordnungsrecht 
auf Sachlagen jenseits einer abstrakten Gefahr auszudehnen? 

II. Eingrenzung des Themas 

Die Untersuchung konzentriert sich auf die eingangs formulierten Forschungs-
fragen. Im Kontext der Polizeiverordnung wurde eine Vielzahl weiterer Probleme 
identifiziert, die für die vorliegende Untersuchung nur von untergeordneter Bedeu-
tung sind und daher ausgeklammert werden. Daneben lassen sich weitere Aspekte 
ausgrenzen, da sie schon einer ausführlichen Bearbeitung unterzogen wurden und 


